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* Der Antrag Muser und Gen . ,
die Instruktionen der Bundesrathsbevollmächtigten betr .
ist in der Sitzung der Zweiten Kammer vom 15 . Februar ,
dem von der Kommission derselben gestellten Anträge ent¬

sprechend , auf Grund der in der Kommission abgegebenen
schriftlichen Erklärung der Großh Regierung und der

mündlichen Darlegungen Seiner Excellenz des Herrn Mi¬

nisters des Großh . Hauses und der auswärtigen Ange¬
legenheiten für erledigt erklärt und es ist beschlossen wor¬
den , demselben keine weitere Folge zu geben . Wir haben ,
bevor die Kommission der Zweiten Kammer in die Be -

rathung des volksparteilichen Antrags eingetreten war ,
unsere Ansicht dahin ausgesprochen , daß derselbe , insbe¬

sondere auch mit Rücksicht auf die ihm beigegebene Be¬

gründung , für die Großh . Regierung unannehmbar sei,
jedoch geglaubt , dieser ungünstigen Beurtheilung des An¬

trages gegenüber , gestützt auf frühere , von den Vertretern
der Großh . Regierung in der Kammer abgegebene Er¬

klärungen , darauf Hinweisen zu sollen , daß die Großh .
Regierung unzweifelhaft ihre verfassungsmäßige Verant¬
wortlichkeit , wie für alle ihre übrigen Regierungshand¬
lungen , so auch bezüglich der auf ihre Anordnung von
den badischen Bevollmächtigten im Bundesrathe vorgenom -
menen Abstimmungen anerkennen dürfte . In der Thal hat
denn auch die später von der Großh . Regierung in der

Kommission der Zweiten Kammer abgegebene schriftliche
Erklärung die Berechtigung unserer Anschauungen dar -

gethan .
Die Verhandlungen der Zweiten Kammer über den

Antrag Muser haben nun eine so weitgehende Aner¬

kennung des Regierungsstandpunktes durch die erdrückende

Mehrheit der Volksvertretung ergeben , daß nicht nur
dieser Antrag , sondern jeder in gleicher Richtung sich be¬

wegende Vorschlag ein für allemal als beseitigt betrachtet
werden kann . Die vom Abg . Muser in der Begründung
zu seinem Antrag angeführte Bismarck '

sche „ Diagonale "

ist seinem Vorschläge nicht besonders gut bekommen , denn
es zeigte sich bei der parlamentarischen Berathung mit
aller wünschenswerthen Klarheit , daß die Großh . Regie¬
rung — wie sie die Befugnisse und Machtvollkommenheiten
der Volksvertretung als eines der staatlichen Faktoren
rückhaltlos anerkennt — keineswegs gewillt ist , auf die ihr
zustehenden Befugnisse und Rechte zu verzichten , und

zwar auch dann nicht , wenn die Stellungnahme der
Mehrheit der Kammer in dieser Frage eine andere ge¬
wesen wäre , als sie es thatsächlich war . Die mündliche
Erläuterung , die der Herr Minister des Großherzoglichen
Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten der von der
Großh . Regierung in der Kammerkommission abgegebenen
schriftlichen Erklärung anfügte , bewies , ganz abgesehen
von der strengen Sachlichkeit und Beweiskraft ihres In¬
halts , daß die Regierung nicht geneigt ist , das verfassungs¬
mäßig geregelte Gegenseitigkeitsverhältniß der staatlichen
Faktoren zu Gunsten eines Theiles derselben einschränken
oder antasten zu lassen . Der Herr Abg . Wacker accep -
tirte denn auch sofort diesen Standpunkt der Regierung ,

indem er , mit Berufung auf die Aussichtslosigkeit aller
in der Richtung des Antrags Muser sich bewegenden
Vorschläge , erklärte , daß der von ihm in der Kommission
eingebrachte Eventualantrag — der übrigens korrekter und
logischer gefaßt war , als derjenige der Herren Muser und
Genossen — überhaupt nicht wieder auf der Bildstäche
erscheinen werde .

Wir müssen es uns versagen , auf alle Einzelnheiten der
anregend verlaufenen Debatte einzugehen . Wir möchten
aber , um einer Legendenbildung von vornherein vorzu¬
beugen , ganz besonders der durch Se . Exellenz den Herrn
Minister v . Brauer erfolgten treffenden Widerlegung des
von Herrn Muser beliebten Versuches gedenken , einen
Widerspruch zwischen der schriftlichen Erklärung der Großh .
Regierung und den am Samstag durch den Herrn Minister
des Großh . Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten
zu derselben gegebenen mündlichen Erläuterungen zu kon -
struiren .

Einen hervorragend glücklichen Tag hatte der Herr Ab¬
geordnete Fieser , der die Unhaltbarkeit der Muser ' schen
staatsrechtlichen Ausführungen bis in ihre äußersten Ver¬
zweigungen klarlegte und hieran höchst beachtenswerthe und
nicht genug zu beherzigende Betrachtungen über die Wahr¬
nehmung der nationalen Pflichten der Einzelstaaten in
ihren Beziehungen zum Reiche knüpfte . Daß Herr Fieser
mit jugendfrischem , begeisterndem Feuereifer diese im
Gegegensatz zur Verfolgung von Sonderinteressen dem
Wohle des Ganzen dienenden vaterländischen Ver¬
pflichtungen ausdrücklich betonte und die naheliegende
Gefahr einer Mißdeutung nicht scheute , wenn er auf
die Nothwendigkeit , der Reichsgemeinschaft Opfer zu
bringen , besonders hinwies , sei dankbar anerkannt .
Nicht geringere Anerkennung verdient der Herr Be¬
richterstatter Wilckens für die umfassende und sachge¬
mäße Art der Abfassung des Kommissionsberichts und

seine mündlichen Darlegungen . Wir möchten schließlich
noch der Genugthuung darüber Ausdruck geben , daß der

Herr Minister , gegenüber einer unzutreffenden Kritik un¬
serer seiner Zeit gegen den Antrag gerichteten Bemerkungen
und Einwände durch den Herrn Abg . Muser , die Berech¬
tigung unserer damaligen Ausführungen ausdrücklich an¬
erkannt hat .

Wadischer Landtag .
44 . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer

am Samstag den 15 . Februar .
(Ausführlicher Bericht .)

Am Ministertisch : Der Minister des Großh . Hauses und
der auswärtigen Angelegenheiten p . Brauer .

Der Präsident eröffnet die Sitzung Uhr und theilt
mit , daß eine Petition der Handelskammer Karlsruhe 'Baden
die Bicrsteuer betreffend , eingelaufcn ist. Die Petition wird
der Kommission zur Berathung dieses Gesetzentwurfs zu¬
gewiesen.

Es liegt ferner vor ein Antrag der Kommission für Straßen

und Eisenbahnen dahin gehend, die beiden Petitionen 1. - er
Gemeinde Wolfenweiler . Pfaffenweiler , Kirchhofen , Ehren¬
stetten um Berleguug des Bahnhofes in Schallstadt , sowie
2 . diejenige der Gemeinde Schallstadt um Beibehaltung deS
Bahnhofs an seinem jetzigen Platze , der Budgctkommisflon zu
überweisen . Mit Zustimmung des Präsidenten der Budget¬
kommission , Abg . Hug , erfolgt diese Zuweisung .

Das Haus tritt sodann in die Berathung deS Berichts
der Kommission über den Antrag Muser und Genossen , be¬
treffend die Instruktionen der badischen Bundcsrathsbevoll -
mächtiglen , ein ; der Bericht wird erstattet vom Abg . Wilckens :

In der 14 . Sitzung der Zweiten Kammer sei von dem
Abg . Muser und Genossen ein Antrag eingcbracht worden ,
wonach die Großh . Regierung verpflichtet sein soll ,

1 . Dem Landtag einen Gesetzentwurf folgenden Inhalts vor¬
zulegen :

Die Großh . Regierung ist verpflichtet , jeweils bei Beginn der
Session den Kammern zur Kenntniß zu bringen , welche Instruk¬tionen sie den badischen Bundesrathsbevollmächtigten ertheilt hat ,und in welcher Weise diese bei den Bundesrathsbeschlüfsen ihr
Stimmrecht ausgeübt haben .

2 . Den jetzigen Kammern mitzutheilen , welche Instruktionen
sie den badischen Bundesrathsbevollmächtigten seit Beginn der
letzten Landtagssession ertheilt hat , und in welcher Weise jene ihr
Stimmrecht ausgeübt haben .

In der diesem Antrag beigegebenen Begründung sei im
wesentlichen ausgeführt gewesen, der Bundesrath bestehe nicht
auS Vertretern der deutschen Fürsten , sondern aus Vertretern
der deutschen Staaten , und die Instruktion dieser Vertreter sei
eine Regierungshandlung , für welche die Regierung des Einzel -
fiaatcs der Volksvertretung gegenüber verantwortlich sei. Der
Antrag sei daher die natürliche Konsequenz des konstitutionellen
Prinzips . Der Einwand , die Volksvertretung könne im Wege
der Interpellation diese Auskunft von der Regierung erlangen
sei nicht stichhaltig , weil diese Auskunftsertheilung , die jetzt
von dem diskretionären Ermessen der Regierung abhänge , für
letztere zu einer voraussetzungslosen Rechtspflicht gemacht
werden müsse.

herrscht , daß die Regierung dem Landtag gegenüber für die
Haltung ihrer Vertreter im Bundesrath nicht nur politisch ,
sondern auch in Gemäßheit des Ministerverantwortlichkeits -
gcsctzes rechtlich verantwortlich ist , sowie , daß dies von der
badischen Regierung schon im letzten Landtage anerkannt , und
dieser Verpflichtung von ihr stets Genüge geleistet worden ist .

Auf den vorliegenden Antrag habe die Großh . Regierung
folgende Erklärung abgegeben:

„Der Antrag ök! Herren Abg . Muser und Genossen erscheintder Großh . Regierung unannehmbar .
Die Großh . Regierung anerkennt ihre verfassungsmäßige Ver¬

antwortlichkeit für die Jnstruirung der Bundesrathsbevollmäch¬
tigten wie für alle Regierungshandlungen . Sie ist daher jeder¬
zeit bereit , ihre Auffassung in wichtigen, die Landestnteressen be¬
rührenden Reichsangelegenhetten , die von den Ständen etwa er¬
örtert werden , auf Anträge darzulegen , insoweit dies mit ihren
bundesrechtlichen Verpflichtungen und den Staatsinteressen ver¬
träglich erscheint.

Dagegen vermag die Großh . Regierung eine allgemeine Ver¬
pflichtung zur nachträglichen Mittheilung aller ihrer Weisungenan die badischen Bundesrathsbevollmächtigten nicht zu über

Feuilleton . Nachdruck verboten .

26 Judas .
Ronian von Claus Zehren .

^ (Fortsetzung .)
Mau voll Karchhusen sicht viel wohler aus , als ihre Ange «

hörigen sic seit Jahren gekannt haben , und die früher so melan -

choliskchen Augen schauen mit einem leichten Anflug fast jugend¬
lichem Frohsinns in die Welt . Onkel Karl geht mit großen
Schnitten auf und ab und plaudert kraus durcheinander , Re -
« lniscenzen und Berliner Beobachtungen auskramend . Jetzt
schwatzt er gerade über die Berliner :
, » Ich habe früher diese Leute gern gehabt , das heißt vor
1870 . Jetzt widert es mich an , auf die Straße zu gehen. Keinem
ordentlichen Kerl begegnet man mehr ! Alberne Simpel , soge-

tzNannte Gigerl und freche Straßenjnngengesichter über weißem
: Kragen und modernem Shlips , irritiren mich überall . Schon
(venu mich solch ein Mensch mit seinen halb zugeklappten ,
teistlosen Augen ansieht , zuckts mir in allen fünf Fingern ,
tlnd was die Weiber anbclangt , na , — stille bist du alter
Koste ! ! Jedenfalls umgeben sich die sogenannten vornehmen
Damen mit denselben abenteuerlichen Geschmacklosigkeiten ohne
Unterscheidung von den anderen Frauenzimmern . «
' » Karl !« mahnt seine Schwester .

» Na ja , bin ja schon stille . — Dein Mann erscheint heute
Nachmittag nicht ?«

» Nein , er hat zu arbeiten . «
» Glaube es, wer kann ! Gereizt ist er , wüthend , weil

seine Reformvorschläge sich als Schlag ins Wasser aus -

zewiesen haben . «
»Nun , und ist das nicht ärgerlich für meinen Vater ? « fragt

»« emr er so die Arbeit von Jahren einfach aä sein
-ge» kann ?«

» Natürlich ist cs ärgerlich , liebe Nichte , werde nur nicht
wild . Aber ich finde es geradezu kleinlich von Deinem Vater ,
jetzt seinen Haß auf den Doktor Raßmus zu werfen . Ich ver¬
stehe von dem ganzen Krims -Krams nichts , doch was kann
unser Haraldasmus dafür ! Der Mann hat seine Ansichten in
Druck gegeben, ohne nur einmal von Deines Vaters Absichten
das Geringste zu ahnen . Mag sein , daß er ihm Schaden ge-
than hat , aber doch absichtslos . «

» Du darfst nicht so scharf urtheilen , Karl . Allerdings ist
augenblicklich diese Abneigung vorhanden , ganz natürlicherweise ,
aber sie wird im Laufe der Zeit schwinden . «

» Bewahre , liebe Schwester ! Zunehmen wird der Haß , weil
Karchhusen ' s Ehrgeiz auf die Hühneraugen getreten wurde und
diese sind hochgradig empfindlich .«

Eva steht neben dem Wasserkessel und schaut mit Parallel
gerichteten Augen in den aufquellenden Dampf , gerade als
Onkel Karl vorbei patromllirt auf einem seiner rast¬
losen Gänge . Er streift ihr trübseliges Antlitz scharf mit den
Augen .

» Ehem , — ja , — was sagt denn eigentlich der Herr
Assessor dazu ? «

» Er gibt sich Mühe , den Vater zu beschwichtigen . Was
soll er anders thun , muß er doch selbst mit enttäuscht sein « ,
meint Frau von Karchhusen . » Der junge Mann hat sich
tadellos benommen . Die Stellung zwischen Vorgesetztem und
Freund erfordert bei dieser Lage der Dinge viel Takt , doch
versucht er geschickt, die Gegensätze zu umgehen . «

» Auch so einer , der immer Platz macht , wo er nicht durch
kann « , murmelt Onkel Karl .

» Wohl verständiger , Onkel , als mit dem Kopfe dagegen
zu rennen . «

»Mag sein ! DaS heißt , ich liebe diese Art nicht . Ist irgend
wo eine Ecke , dann haut man drauf , bis sie abspringt ; manch¬
mal hilst 's , manchmal auch nicht . Uebrigens will ich diesem

(Mit einer Beilage .)

gescheiten jungen Mann keinen Stein nachwerfen . Kenne ihn
zwar nicht genauer , aber es ist etwas an ihm , was anzieht ,— schon die heitere Lebensauffassung , liebe durchaus keine Duck¬
mäuser ! — Ja , da fällt mir eine Geschichte ein, als wir Anno
70 auf Paris marschirten . «

Doch der alte Herr gelangt nicht zur Vollendung seiner
Geschichte, welche übrigens der Schwester und Nichte wohlbe¬
kannt ist . Die Thür wird geöffnet und Raßmus kommt rasch
mit seinen eiligen Bewegungen herein , der Präsidentin herzlich
die Hand schüttelnd , die Tochter jedoch ziemlich kalt und
förmlich begrüßend , wahrend er dem Major zunickt und dessen
warmen Händedruck erwidert . » Nun , wie ich sehe , gnädige
Frau , können Sie getrost übermorgen reisen. Das Wetter
ist schön und ich beneide Sie fast nm den Aufenthalt auf der
Insel . «

» Wissen Sie was , Doktor ? Ich werde mitreisen « , sagt der
Major plötzlich, damit freudige Zustimmung der Damen hervor »
rufend .

» Onkel , das wird prachtvoll !«
» Sieh mal ciuer an , Eschen , hast mich alten Kerl noch

immer gern ? Na ja, weßhalb nicht ! Ich bringe Euch
nach der Insel und werde einige Reisefreuude in London be¬
suchen . War nie dort , weil mir im Grunde Land und Leute
unsympathisch sind, werde sie mir aber doch einmal aus der
Nähe anschauen . «

Wann waren Sic denn in England , Haraldasmus , daß Sie
so genau orieutirt sind ? Gestattest Du , wenn wir rauchen ,
Schwester ?

Auf deren Einwilligung steckten die Herren eine Cigarre an .
» Ich begleitete vor sechs Jahren einen alten , kranken

Amerikaner « ach Europa . Wir lebten zwei Monate auf der
Insel Wight . «

Eva schaut überrascht auf . Er hat te ihr nie von seinem An
enthalt in der neuen Welt er zählt . (Fortsetznngfolgt .)



Nehmen . Eine ständische Mitwirkung bei diesen Regrerungs -
akten läßt sich verfassungsmäßig nicht begründen , und ein solches
Verfahren würde zu den thaffächlich zur Verletzung des im
Reiche geltende « , in 8 26 der Geschäftsordnung medergelegten
Grundsatzes der Nichtöffentlichkett der Verhandlungen des Bun¬
desraths durch die badische Regierung führen ."

Angesichts dieser Erklärung der Großh . Regierung habe dir
Mehrheit der Kommission ein praktisches Bedürfniß nach Er¬
lassung eines dem Antrag entsprechenden Gesetzes nicht aner¬
kennen können , zumal es einerseits bedenklich erscheine, den
Standpunkt der Regierung des Einzelstaates in noch nicht
erledigten Reichsangelegenheiten , sowie in bereits erle¬
digten Reichsangelegenheiten , wenn es sich nicht lediglich um
Fragen der inneren Politik handle , in der Oeffentlichkeit zu
erörtern , und andererseits die Erfüllung des Antragbcgchens
konsequenterweise einen weiteren Antrag zeitigen werde , dahin
gehend , daß die Regierung über alle Regierungshandlungen
ohne Ausnahme den Landständen jeweils bei ihrem Zusammen¬
tritt einen Nachweis zu erbringen habe ; ein solcher Antrag
werde aber dazu führe », daß die Exekutive lahm gelegt und
unter eine sachlich, viel zu weitgehende Kontrole der Volks¬
vertretung gestellt würde . Der Antrag sei in der Kommission
Mit allen gegen zwei Stimmen (Abg . Venedcy und Dreesbach )
daher abgelchnt worden .

Mit einer Mehrheit von zehn gegen sieben Stimmen sei
sodann ein von Abg . Wacker in der Kommission eingebrachter
Eventualantrag abgelehnt worden , welcher die Regierung nur
zur Mittheilung solcher Instruktionen an die Bundcsrathsbe -
vollmächtigten verpflichten wollte , welche sich auf Fragen der
inneren Politik beziehen , falls letztere Gegenstand von Ge -
setzcsvorlagen an den Neichtag geworden oder in Form von
Jnitiativbeschlüssen des Reichstages an den Bundcsrath ge¬
kommen und dort zur Abstimmung gelangt sind . Gleiches
Geschick habe ein von Abg . Birkenmayer eingebrachter Even¬
tualantrag gehabt , welcher die Regierung nur auf Anforde¬
rung einer Kammer und nur in Bezug aus solche Vorlagen
zur Jnstruktionsmittheilung verpflichten wollte , welche durch
Reichsgesetz ihre Erledigung gefunden haben . Die Ablehnung
dieser beiden Anträge sei insbesondere aus dem Grunde er¬
folgt , weil die Regierung in ihrer Erklärung sich zu noch
mehr bereit erklärt habe, als dieselben verlangen , ein prak¬
tisches Bedürfniß zur gesetzlichen Regelung des Gegenstandes
daher nicht anzuerkenncn sei.

Zwar müsse die Volksvertretung wünschen , daß ihren An¬
schauungen seitens der Regierung auch bei der Instruktion der
Bundesrathsbevollmächtigten Rechnung getragen werde , aber
eine Mitwirkung könnten die Landstände in solchen Fällen nach
unserer Verfassung nicht beanspruchen . Er stelle namens der
Kommission den Antrag !: ; » Die Zweite Kammer wolle
den Antrag der Abgeordneten Muser u . Gen . durch die im
Bericht niedergelegte Erklärung der Großh . Regierung für er¬
ledigt erklären , und demselben daher keine weitere Folge geben.

Nach Eröffnung der Diskussion erhält das Wort der Abg .
Kiille . Schon aus Zweckmäßigkeitsgründen habe er sich in der
Kommission gegen den Antrag ausgesprochen ; er würde es
für unklug halten , wenn sich die Regierung auf denselben ein-
ließe , denn sie würde sich für die Zeit , wo der Landtag nicht
versammelt ist, aller Aktionsfreiheit begeben . Es könnte auch
Vorkommen , daß die Regierung ihre Ansicht nach ertheilter In¬
struktion ändere , dann stehe sie vor der Alternative , entweder
gegen ihre bessere Ucberzeugung die Instruktion bestehen zu
lassen oder dieselbe trotz der Mittheilung an die Kammer zu
ändern ; thue sie aber letzteres , so werde die Mittheilung an
die Kammer leere Formsache . Der Weg der Interpellation
führe ebenso zum Ziel und sei es noch nie vorgekommen , daß
die Regierung unberechtigterweise die Antwort auf eine solche
verweigert habe . ^ Der Antrag lege der Regierung lästige Ver¬
pflichtungen auf , während er für die Kammer ohne erhebliche
Bedeutung sei.

Abg . Muser begründet den Antrag , ohne noch einmal auf
die demselben seinerzeit schriftlich beigegebene Begründung ein-
gehen zu wollen .

Seine politischen Freunde und er seien mit dem Ausgang
der Sache im wesentlichen zufrieden , wenn auch nicht alle
Wünsche erfüllt seien . Aber sie hätten jetzt eine die Regierung
für alle Zeiten bindende authentische Erklärung erhalten ,worin die Regierung den Charakter der Instruktion als eine
Regierungshandlung , für welche sie verfassungsmäßig verant¬
wortlich sei , und ferner die Verpflichtung anerkenne , auf Ver¬
langen der Volksvertretung über die einzelnen Fälle Rede zu
stehe« . Die Einschränkung , welche die Regierung hinzugefügt
habe, sei selbstverständlich , denn der Antrag habe nie bezweckt ,
der Großh . Regierung eine Zumuthung zu machen , welche
eine Verletzung der bundesrechtlichen Verpflichtungen oder in
ihrer Konsequenz eine Gefährdung der staatlichen Interessen
mit sich bringe . Allerdings mache sein Antrag keinen Unter¬
schied zwischen innerer und äußerer Politik ; dies sei aber auch
für den Charakter einer Regierungshandlung gleichgiltig , ob
sie eine Frage der inneren oder der äußeren Politik zum
Gegenstand der Jnstruktionsertheilung gemacht hat ; ebenso
wenig kenne unser Ministerverantwortlichkeitsgesetz eine solche
Unterscheidung . Die Volksvertretung habe aber ein großes
Interesse daran , auch an Behandlung von Fragen der äußeren
Politik theilzunehmen , und scheine jetzt auch der Reichstag ,was er zu BiSmarck 'scher Zeit vermied , sich mehr damit zu
befassen . Die Volksvertretung sollte insbesondere auch über
die Frage gehört werden , von deren Lösung es abhängt , ob

.so und so viele vor die Mündungen feindlicher Kanonen ge -
stellt werden . Das hätten sie (die Antragsteller ) für selbst,
verständlich gehalten , daß die Volksvertretung sich damit
begnügen werde , wenn die Regierung pflichtgemäß erkläre , daß
es im einzelnen Falle im Interesse des Staates nicht an¬
gängig sei , eine Aufklärung zu geben . Die Regierung habe
in ihrer Erklärung darauf hingewiesen , daß eine ständische
Mitwirkung bei der Jnstruktionsertheilung verfassungsrechtlich
nicht zu begründen sei ; das habe ihr Antrag gar nicht
bezweckt. Ferner weise diese Erklärung darauf hin , daß die
Verhandlungen desBundesraths nichtöffentliche seien ; dieseNicht¬
öffentlichreit verwerfe die Demokratie und verlange , daß die
Verhandlungen deS BnndeSratheS , als eines Organes mit

legislativem Recht , wenigstens bei Berathuug und Abstimmung
über Gesetzesvorschläge öffentliche seien.

In der Presse habe ihr Antrag die merkwürdigsten Beur -
theilungen erfahren . Zunächst habe die » Landpost » ihrem An¬
trag gegenüber bemerkt : » Die Regierung stehe der Volksver¬
tretung vollständig autonom gegenüber ;» diese Behauptung
widerlege sich von selbst durch einen Blick in die Verfassung .
Diese Ausführung haben der »Amtsvcrkündiger « von Adels -
Heim und der » Ortenauer Bote » , crstercr sogar ohne Quellen¬
angabe abgedruckt . Die » Karlsruher Zeitung « habe in ihrem
Antrag eine » Beschränkung der der Krone zustehenden Rechte «
gesehen und gegen ihn ausgcführt , » die Ansichten der Volksver¬
tretung dürften doch nicht allein sür die Abstimmung der
Bundesrathsbevollmächtigten maßgebend sein « . Die » Allge¬
meine Zeitung » habe von » Staatsstreich und Berfassungsbruch
gesprochen » . Das könnte man doch beinahe als Fastnachts¬
scherz auffassen . Umstürzlerische Tendenzen verfolge ihr An¬
trag nicht ; sie glaubten , daß es für die Regierung angenehm
und förderlich sein müßte , die Ansicht der Volksvertretung in
allen Fällen entgcgenzunehmcn , damit solche Dissonanzen , wie
sie sich anläßlich der Frage der Tabakbcsteuerung ergeben haben ,
künftighin vermieden werden .

Minister V . Brauer : Meine Herren , bezüglich der Stellung
der Großh . Regierung zu dem Anträge der Herren Abg . Muser
und Genossen kann ich mich im wesentlichen auf die schrift¬
liche Erklärung der Regierung beziehen , die die Regierung
Ihrer Kommission übergeben hat und die ja auch in ihrem
Wortlaut in dem Kommissionsbericht Aufnahme gefunden hat .
Auch im Weiteren kann ich mich mit den rechtlichen , thaksäch-
lichcn und politischen Auseinandersetzungen und Erwägungen ,wie sie in Ihrem Kommissionsbericht niedergelegt sind, durch¬
aus einverstanden erklären , und ich erfülle daher nur eine an¬
genehme Pflicht , wenn ich Ihrer Kommission und insbesondere
dem Herrn Berichterstatter Dank sage für diese klare Darlegung
der Verhältnisse .

Der Herr Abg . Muser hat nun erklärt , daß er ja im Grunde
mit der Erklärung der Großh . Regierung so ziemlich zufrieden
sein könne. Ich glaube mich aber trotzdem für verpflichtet
halten zu sollen , den Standpunkt der Großh . Regierung noch
des Näheren zu rechtfertigen .

Die Regierung hat den Antrag der Herren Abg . Muser und
Genossen für schlechthin unannehmbar crkärt . Sie hall ihn
für unannehmbar aus dem ^doppelten Grunde , weil er einmal
mit unseren verfassungsrcchtllchen Bestimmungen in Widerspruch
gerathen würde , und weil er weiter mit den vorhandenen
reichsrechtlichen Verhältnissen nicht vereinbar wäre .

Was zunächst unser Laudcsstaatsrccht betrifft , so haben wir
hier den Titel IV unserer Verfassung , der von der » Wirksam¬
keit der Stände « handelt . Sie werden in diesem Titel , wie
überhaupt in unserer Verfassung , vergebens einen Passus suchen,der die Regierung verpflichtete , dem Landtage eine zusammen¬
hängende Darlegung der Gesammtrcgierungsthätigkeit , sei es
im Allgemeinen , sei es nur mit Bezug auf einzelne Verwal¬
tungszweige zu geben, der die Regierung mit anderen Worten
verpflichtete , ihre gesammte Thätigkeit , wenn auch nur mit Be¬
ziehung auf einen bestimmten Verwaltungszweig , im Zusammen¬
hang öffentlich und amtlich zu rechtfertigen . Dies läge aber
in dem Anträge Muser . Der Antrag Muser will , daß die
gesammte Regierungsthätigkeit , soweit sie sich auf Reichsange¬
legenheiten bezieht , etwa — ich muß das so auffassen — in
einer Art Denkschrift , die jedes zweite Jahr dem Landtage bei
seinem Zusammentritt vorgelegt werden müßte , gerechtfertigt
werde , daß des Näheren begründet werde , weßhalb diese und
nicht andere Instruktionen den Bundcsbevollmächtigtcn ertheilt
worden seien. Gerade so gut könne man nun von der Regie¬
rung verlangen , daß sie eine allgemeine Darlegung der Grund¬
sätze gebe, nach welchen die gesammte Staatsverwaltung geführt
worden ist, und daß sie jede einzelne Regierungshandlung
rechtfertige , die sie im Laufe der Zeit , wo der Landtag nicht
zusammen war , vorgenommcn hat . Gerade so gut könnte ver¬
langt werden , daß die Protokolle , die Verhandlungen des
Staatsministeriums mitgetheilt werden , daß die Weisungen ,die von den Ministern an die Behörden hinausgehen , die In¬
struktionen , die den einzelnen Beamten des Landes in Ange¬
legenheiten der Staatsverwaltung ertheilt werden , öffentlich
bekannt gegeben werden . Es könnte schließlich gerade so gut
verlangt werden , daß Rechenschaft darüber abgelegt wird , wie
jeder einzelne Minister sein Stimmrecht im Staatsministerium
ausgeübt hat , ob das Staatsministerium also einen Beschluß
einstimmig gefaßt oder welcher Minister etwa dagegen gestimmt
hat . Hier heißt es für uns : „ I' rinoipiis ob8tu " !

Wir würden sonst den Boden verrücken , auf dem die Wirk¬
samkeit der Stände verfassungsmäßig beruht . Den Ständen
ist ein weites Mitwirkungsrecht gegeben in der Legislative , sie
haben aber kein Mitwirkungsrecht in der Exekutive , und der
Antrag Muser wäre der erste Weg zu einer Art Oberregierung ,bei welcher die Regierung ihre Gcsammtthätigkeit jedesmal
erst rechtfertigen und sich czussi Indemnität für alle ihre
Handlungen müßte ertheilen lassen . Das ist mit den Grund¬
prinzipien eines monarchisch -konstitutionellen Staates schlechthin
unvereinbar , und darum besteht nirgends in Deutschland , in
keinem Bundesstaat eine Bestimmung , die derjenigen analog
wäre , wie sie der Herr Abg . Muser bei uns eingeführt sehen
möchte ; es hat auch noch in keinem deutschen Bundesstaat
irgend eine Partei oder irgend ein Abgeordneter einen ähn¬
lichen Antrag gestellt , und darum haben selbst Leute , die
politisch dem Herrn Abg . Muser so nahe stehen wie der
Freiherr v . Stauffenberg , und übrigens auch der sozial¬
demokratische Abg . Grillenberger erklärt , daß der Weg , den
der Herr Abg . Muser hier Vorschläge, nicht gangbar sei.

Man kann nun zu demselben Ergebniß der Verwerfung
des Antrages Muser auch noch auf Grund anderer , ich möchte
sagen historischer Erwägungen gelangen . Der Landtag hat
seiner Zeit die Bündnißverträge mit dem norddeutschen Bund
und damit die Reichsverfassung pure angenommen , ohne irgend
eine Bedingung daran zu knüpfen . Damit ist also die Legis¬
lative in allen Reichsangelegenheiten auf das Reich über¬
gegangen . Dies hatte zur Folge , daß einmal in allen solchen
Reichsangelegenheiten , die gesetzlich geregelt werden müssen,

an die Stelle der badischen Volksvertretung die Vertretung dex-
gesammten deutschen Nation , der Reichstag , getreten ist, und
es hatte die weitere Folge , daß die Gesetzentwürfe in der¬
artigen Materien nicht mehr vorbereitet und vorgelegt werden
von der badischen Regierung , sondern von den verbündeten
Regierungen durch den Bundesrath . Oder mit anderen
Worten : unsere badische Verfassung ist durch den Eintritt
Badens in das Deutsche Reich nur noch mit der Modifikation
maßgebend , daß in allen zur Kompetenz des Reiches gehörigen
Angelegenheiten der Reichstag an die Stelle des Landtages
getreten ist und der Bundcsrath an die Stelle des Staats -
ministcriums . Dcßhalb sind alle Handlungen , die der Ministerim Bundesrath vornimmt . — insbesondere die Jnstruirungder Bundesrathsbevollmächtigten und weiter die Abstimmungenim Bundesrath — allerdings Regierungsakte , für die wir
verfassungsmäßig verantwortlich sind . Wie der Herr Bericht¬erstatter mit Recht bemerkt hat , umfaßt die verfassungsmäßige
Verantwortlichkeit auch das Ministcrverantwortlichkeitsgesetz .denn dasselbe bildet bei uns einen intcgrirenden Bestandthcilder Verfassung . Also diese ihre Handlungen im Bundesrath
sind Rcgierungsaktc , sür die sic verantwortlich ist ; das istaber auch die einzige Beschränkung , die verfassungsmäßig be¬
steht . Die Regierung ist nicht verpflichtet , vor der Jnstruirungihrer Bevollmächtigten die Genehmigung des Landtages hierzu
einzuholen , was ja auch ganz undurchführbar wäre ; sie istaber eben so wenig verpflichtet , nachträglich eine Art In¬demnität cinzuholen .

Derartige nachträgliche Jndemnitätseinholungen sind in der
That verfassungsmäßig bekannt . Wir haben auch in unserer
eigenen Verfassung einen solchen Fall . Nach tz 57 derselben istdie Regierung berechtigt , im Nothfalle unter Umständen Anleihen
ohne ständische Mitwirkung aufzunehmen ; sie muß aber dann
dem Landtage , wenn er wieder Zusammentritt , die gepflogenen
Verhandlungen vorlegen . Wäre eine ähnliche Bestimmung bei
uns damals , als wir in das Reich eintratcn , in die Ver¬
fassung ausgenommen worden , dann würde der Antrag Muser
allerdings verfassungsmäßig begründet sei» . Ich glaube aller¬
dings nicht , daß ein derartiger Antrag damals , noch viel
weniger wie heutzutage , durchgegangen wäre . Fehlt aber eine
derartige verfassungsmäßige Bestimmung , so hat eben die
badische Regierung ihren Antheil an der Legislative des Reichesim Bundesrath genau in dem gleichen Maße und unter den
gleichen Bedingungen auszuüben , wie sie ihren Antheil an der
Legislative in innerbadischen Angelegenheiten im Staatsmini¬
sterium ausübt . Die badische Regierung macht ihren Einfluß
auf den Gang der Reichsgcschäfte geltend durch ihre Abstim¬
mung im Bundesrath , und das badische Volk macht seinen
Einfluß auf den Gang der Rechtsgeschäfte geltend dadurch ,
daß es Abgeordnete zum Reichstag wählt und nach Berlin
sendet .

Der Antrag Muser widerspricht aber nicht bloß unserem
Verfaffungsrecht , sondern er ist, wie ich bereits bemerkt habe ,
auch mit dem Reichsrecht nicht vereinbar . Nach Artikel 28
der Reichsverfassung sind die Verhandlungen des Reichstags
öffentlich . Eine gleiche Bestimmung besteht nicht bezüglich der
Verhandlungen des Bundesraths . Durch Vereinbarung unter
den verbündeten Regierungen ist bestimmt , daß die Verhand¬
lungen des Bundesraths als streng vertrauliche anznsehen sind ,und es schreibt außerdem die Geschäftsordnung des BundeH -
raths ausdrücklich vo , daß sowohl die Verhandlungen , als
auch sämmtliche Schriftstücke des Bundesraths geheim zu hal¬
ten seien. Einer Einzelregierung steht danach die Befugniß
nicht zu , diese Verhandlungen und Schriftstücke amtlich zur
öffentlichen Kenntniß zu bringen und doch wäre eine solche
theilweise öffentliche Bekanntgabe jener Verhandlungen nicht
immerzu vermeiden , wennwir diesämmtlichebadischenInstruktionen
im Zusammenhang mittheilen müßten ; denn wir würden häufig
unsere Haltung und Abstimmung im Bundesrathe nur recht-
fertigen können dadurch , daß wir gleichzeitig Bezug nehmen
auf die Haltung und Abstimmung der andern Regierungen ^
sie würde sich erst erklären und begründen lassen dadurch , daßwir Nachweisen, weßhalb die andern Regierungen so und nicht
anders gestimmt haben . Es kommt ja beispielsweise im
Bundesrathe häufig vor , daß wir emcr Gesetzesvorlage , die
vielleicht nicht in allen Punkten unseren Beifall hat , schließ¬
lich in der Plenarversammlung tuoito zustimmen . d . h . daßwir eine weitere Opposition im Plenum nicht machen aus
dem einfachen Grunde , weil wir aus den Verhandlungen und
aus den vertraulichen Besprechungen , die stattgcfunden haben ,und aus den Berichten unserer Gesandten die Ucberzeugung
gewonnen haben , daß eine ansehnliche Majorität für den An -
trag bereits gewonnen ist , daß also ein weiterer Widerspruä
gar keinen Zweck hätte . Denn das ist ja eben ein VortkM
des Bundesraths , daß er nicht öffentlich verhandelt , daU er
nicht den Charakter einer Parlamentarischen Versammlung Amt
daß man dort folglich niemals zum Fenster hinaus Mxden
hält und auch keine weitere Opposition macht , als eben nzmh »
wendig ist zur sachlichen Begründung der eigenen StellurAg .Wenn wir nun gelegentlich diese vertraulichen Vorbesprech¬
ungen zur Begründung unserer eigenen Stellung öffentlich dar - /
legen müßten , so würden wir unter Umständen gegen Treu und HGlauben gegenüber den verbündeten Regierungen verstoßen , Hund wir würden damit nur uns selber schaden und unseren Z
Einfluß im Bundesrath schmälern . ^

Ich bleibe also dabei , daß , solange der Herr Abg . Muser s
nicht etwa ein Reichsgesetz oder wenigstens einen Bundesraths - >
beschließ erwirken kann , dahin :

„ Die Verhandlungen des Bundesraths sind solange geheim
zu halten , bis es der badischen Regierung gefällt , dieselben ,
öffentlich bekannt zu geben"

, solange nicht ein derartiger Be¬
schluß vorliegt , solange ist der Antrag unvereinbar mit den !
Abmachungen unter den verbündeten Regierungen , und er würde ^
also gegen die Vertragstreue verstoßen .

Ich könnte damit schließen . Der Herr Abg . Muser hatj
sich aber noch über die Presse beschwert , die seinen Antrag F -
ganz mißverstanden habe . Ich habe nicht den Beruf , dieR
Presse im Einzelnen hier zu vertheidigen , obgleich ich finde, '
daß der in einer Zeitung gebrauchte Ausdruck , die Re¬
gierung sei den Kammern gegenüber » autonom », je » ach



dem , was man unter diesem Ausdruck versteht , nicht so
auffallend erscheint . Wir sind ja gewiß verfassungsmäßig
verantwortlich , aber » autonom « in unseren Handlungen sind
wir deßhalb doch. Die » Karlsruher Zeitung « soll gesagt
haben , es läge ein » Ucbergreifcn in das Gebiet der Regierung « ,
ein » Eingreifen in die Rechte der Krone « vor . Nach dem ,
was ich ausgeführt habe , kann ich auch diese Preßäußerung
nicht für unrichtig halten ; es wäre in der That nach unserer
Verfassung ein Uebergriff in die Exekutive vorliegend .

Der Antrag Muser ist überhaupt nicht so klar und redak¬
tionell nicht so korrekt gefaßt , wie Herr Muser das anschei¬
nend annimmt . Ich vcrmuthe , sein Antrag geht weiter , als
er sich selbst klar gemacht hat . Der Antrag Muser sagt , die
Regierung solle den Kammern jeweils bei Beginn des Land¬
tages von allen Instruktionen Kenntniß geben , die den
Bundesrathsbevollmächtigten zugegangen sind — alle Instruk¬
tionen ohne jede weitere Einschränkung — und cs soll weiter
die Regierung mitthcilcn , in welcher Weise » die Bundesraths¬
bevollmächtigten ihr Stimmrecht ausgeübt « haben . Die letzte
Frage ist sehr leicht zu beantworten : die Bundesrathsbevoll¬
mächtigten haben jeweils so gestimmt , wie ihnen dies von der
Regierung vorgeschriebe « worden ist . Hicrliegt der erste redaklionelle
Jrrthum . Die Bundesrathsbevollmächtigten haben gar kein
Stimmrecht ; sie sind nur der Mund , durch welchen die Regie¬
rung redet . Es hätte also heißen müssen : » in welcher Weise
die Regierung ihr Stimmrecht ausgeübt hat « .

Dann aber » alle Instruktionen ? « — Hat sich denn der
Herr Abg . Muser klar gemacht , was das eigentlich heißt ,
diese Masse von Schreibwerk und Druckkosten , die allein da¬
durch entstehen würden , wenn wir alle diese Instruktionen
von zwei Jahren jeweils zusammen vorlegen sollten ? Auch
hierbei zeigt sich eben der Grundirrthum , als ob
der Bundcsrath eine Art parlamentarischer Körperschaft ,
eine Art Oberhaus wäre . Der Bundesrath ist die
Reichsregierung selber , er ist die oberste Verwal¬
tungsbehörden des Reiches . Man redet wohl gelegentlich von
der » Reichsregicrung « und meint damit Anordnungen des
Reichskanzlers . Die Bezeichnung ist dann aber nicht korrekt ;
denn die Anordnungen des Reichskanzlers und seiner Organe
sind wohl Handlungen der Reichsverwaltung ; die » Regierung «
aber in dem Sinn , indem man im Einzelstaat von » Regie¬
rung « spricht , ist im Reich der Bundesrath .

Nun müßten wir ja nach dem Anträge Muser wie das auch
im Kommissionsbericht angedeutet ist , auch alle die Zwischen -
und Eventualinstruktioncn vorlegen , die wir gelegentlich er-
theilen , zunächst für die Ansschußberathungen im Bundcsrath ,
Instruktionen , die oft nur den Zweck haben , einen Fühler aus »
zustrecken , wie weit wir kommen , wenn wir selbst einen Antrag
stellen , ob wir wohl die nöthige Stiwmenzahl erhalten würden ,
oder ob nicht vielleicht eine der anderen Regierungen einen
dem unsrigen ähnlichen Antrag stellt , den wir auch annehmen
können , und der mehr Aussicht hat , durchzukommen .

Daneben würden aber nach dem Wortlaut des Antrages
Muser alle Instruktionen in Verwaltungsangelegen
h eitest gleichfalls vorzulegen sein . Die Verwaltungsthätigkeit
des Bundesraths ist eine enorme . Er hat nicht allein in
Zoll - und Steuersachen mitzureden , er ist nicht nur die oberste
Behörde für Erlaß von Ausführungsbestimmungen der Ge¬
werbeordnung ; dasselbe gilt auch von anderen Gesetzesgebieten
und besonders von der ganzen sozialpolitischen Gesetzgebung .
Ich habe , um ihnen einen Begriff von der Vcrwaltungsthätig -
keit des Bundesrathes zu geben , hier ein Protokoll mitge¬
nommen von einer beliebigen Sitzung und ich werde mir mit
Erlaubniß des Herr » Präsidenten gestatten , Ihnen die Gegen¬
stände vorzulcsen , die in d ieser Bundesrathssitzung vorgekommcn
sind . Machen Sie sich nun einmal dabei klar , wenn ich
Ihnen die Instruktion für jeden dieser einzelnen Fälle mit
theilen sollte , ob das die Druckkosten lohnte und ob Sie bei
allem ihrem Fleiße die Geduld haben würden , diese sämmt -

lichen Instruktionen auch durchzulesen . In jener Sitzung
kam vor :

Uebersicht der Ergebnisse her Heeresergänzungsarbeiten vom
Jahre 1894 ,

Wahl eines Mitgliedes der Disziplinarkammer der elsässi -
schrn Beamten und Lehrer ,

Vorlage , betreffend die Zollbehandlung der Petroleumlager ,
Eingabe , betreffend die Zollbehandlung der Petroleumlager ,
Berwaltungskostenvergütung zur Zuckerstreuer ,
Ergänzungsvorschriften für die Vergütung der Zollverwal -

tungskosten ,
Zoll - und Salzsteuerverwaltungskostcn des Königreichs

Bayern ,
dasselbe für das Großherzogthum Baden ,
Entwurf ' einer Verordnung wegen Einführung einer Strand¬

ordnung für Helgoland , — gewiß sehr interessant für unsere
Verhältnisse — ,

Vorlage , betreffend die Tarazuschläge für Petroleum ,
Eingabe um einen bei der Weizeuausfuhr möglichen Nach¬

laß an Zoll ,
Eingabe wegen steuerfreien Salzes ,
Eingabe wegen Zolltarifirung von Eisenhaken ,
Eingabe wegen Herabsetzung des Zolles für Zugochsen .
Ich glaube , wir können es bei diesen Ochsen bewenden

lassen . Ich brauche wohl das Verzeichniß nicht zu vollenden .
(Sehr gut .)

Ja , meine Herren , wenn wir über alle diese Sachen
Instruktionen geben wollten , so versteht sich ja von selbst , daß
dies die Druckkosten nicht lohnen würde . Der Herr Abg .
Muser hat ja auch ganz gewiß derartige Sachen bei seinem
Antrag nicht im Auge gehabt . Ich habe es nur deßhalb an¬
geführt , weil , wie es schien , er besonders stolz ans die redak¬
tionelle Fassung des Antrages war . Ich hielt cs daher für
nöthig , ihm zu zeigen , daß der Antrag über das von Herrn
Muser selbst gewollte Ziel hinausschießen würde .

( Schluß folgt .)

Grotzherzogthum Baden.
Karlsruhe , den 17 . Februar .

Seine Königliche Hoheit der Großherzog nahm heute
Vormittag einen längeren Vortrag des Staatsministers
vr . Nokk entgegen , welcher bis nach 1 Uhr dauerte . Nach¬
mittags bis zum Abend hörte Seine Königliche Hoheit
die Vorträge des Majors von Oven , des Legationsraths
llr . Freiherrn von Babo und des Legationssekretärs
vr . Seyb .

* (Großh . Hoftheater .) Unser Bericht über die gestrige
trefflich gelungene Aufführung der „Fledermaus " mußten wir
wegen Raummangels für morgen zurückstellen .

*
(Allgemeine Volksbibliothek .) Vom 10 . bis 16 .

Februar wurden an 476 Besucher 577 Bände ausgeliehen .
(Kleine Nachrichten aus Karlsruhe .) In der

Nacht zum 9 . d . M . wurde in einer Wtrthschaft in der Wald¬
hornstraße ein Einbruch dadurch versucht , daß der Thäter mit
einem Brechwerkzeug eine Thüre aufzusprengen versuchte , was
ihm entweder nicht gelungen ist, oder aber er wurde an der
Ausführung gestört, so daß dem Wirthe nur ein Schaden durch
Zersplitterung der Thürverkleidung von etwa 5 M . entstanden
ist. — Im Laufe des gestrigen Tages wurden verhaftet : 1 . eine
stellenlose angebliche Kleidermacherin aus Heilbronn , die, während
sie einen Tag in einem Gasthause in der Kronenstraßc in Stellung
war , einem Spülmädchen , welches vom 7 . bis 14 . d . M . im
Städtischen Krankenhaus lag , aus verschlossenem Schließkorbe
Kleidungsstücke im Wertste von 20 M . entwendete . Die Gegen¬
stände sind bei der Festgenommenen gefunden und der Bestohlenenwieder ausgefolgt worden . — Ein Fuhrknecht aus Steinsfurth ,der in der Georg -Friedrich -Straße im Dienste stand , wurde am
10 . d . M . in einem Steinbruche bei Durlach von einem Unbe¬
kannten mit einer Schaufel so erheblich verletzt , daß er in das
Städtische Krankenhaus ausgenommen werden mußte . — Am
13 . d . M . hat ein Hausdiener in der Kriegstraße ein falsches20-Pfennig -Nickelstück mit der Jahreszahl 1888 und dem Münz¬
zeichen U. eingenommen .

Deutscher Reichstag .
(Telegramm .)

Berlin . 17 . Februar .
Präsident v . Buol ruft den Abg . Stadthagen (Soz .)

wegen Beleidigung des Kriegsministers in der Sitzung
am Samstag nachträglich zur Ordnung . (Beifall . )

Das Haus setzt sodann die zweite Berathung des
Militäretats fort .

Bei Kapitel „ Militärgeistliche " versichert General¬
lieutenant v . Spitz gegenüber dem Abg . Lingens (Cenlr .),
der Militärverwaltung liegen die religiösen Bedürfnisse
der Soldaten am Herzen und bestreitet , daß evangelische
Offiziere , die sich katholisch trauen und ihre Kinder katho¬
lisch taufen lassen, Nachtheile in der Besörderung zu be¬
fürchten hätten . *

Auf eine Beschwerde des Abg . Speiser (fiidd . Volksp .)
erwidert Generalmajor Matter , der Direktor eines würt -
tembergischen Militärgefängnisses , der Briefe eines Militär¬
gefangenen vernichtete , sei dahm rektifizirt worden , daß
die Vernichtung ungerechtfertigt war .

Auf eine Beschwerde des Abg . v . Czarlinski (Pole )
über die Beschimpfung katholischer Soldaten in Bromberg
durch einen Hauptmann sagt der Kriegs minister genaue
Untersuchung und eventuelle Remedur zu .

Abg . Richter (freis . Volksp .) konstatirt , daß trotz der
Einführung der zweijährigen Dienstzeit weniger Vakanzen
im Unteroffizierstande entstehen als früher ; die Leute sind
öffenbar jetzt mehr geneigt , im Dienstverhältniß zu bleiben .

Abg . Graf v . Roon (kons . ) hebt die Nothwendigkeit
der Neuregelung der Pensionsverhältnisse der Militär¬
kapellmeister hervor .

Auf eine Anregung des Abg . Gatter (südd . Volksp .)
rechtfertigt Major v . Wachs die Etatsansätze für die
Unteroffizierdienstprämien .

Der Schluß der Sobranje .
(Telegramme .)

* Sofia , 16 . Febr . Die Thronrede des Prinzen
Ferdinand , mit der die Session der Sobranje geschlossen
wurde , hat folgenden Wortlaut : Es gereicht mir zur Be¬
friedigung , konstatiren zu können , daß Sie auch in dieser
Session m>t Geschick Ihre bewährten Kräfte dem ein¬
gehenden Studium der Ihrem Urtheile vorgelegten Fragen
gewidmet haben . Das von Ihnen angenommene Straf¬
gesetz bildet den Glanzpunkt Ihrer gesetzgeberischen Thälig -
keit . Die von Ihnen bewilligten Gesetzentwürfe und Kre¬
dite haben sofort ihren wohlthäligen Einfluß auf die Er¬
haltung und Festigung der innern Zustände und auf den
ökonomischen Aufschwung des Landes ausgeübt . Sie ha¬
ben das Vertrauen , welches das Volk und die Krone in
Sie gesetzt haben , voll gerechtfertigt . Mit großer Be¬
friedigung drücke ich meinem geliebten Volke und Ihnen
als dessen Vertreter meine Dankbarkeit aus für die Liebe
und Hingebung , die Sie mir anläßlich des bedeutsamen
Aktes vom 2 . d . M . in so feierlicher Weise bezeugten .
Diese Kundgebungen ermutigen und bestärken mich in
dem unerschütterlichen Entschluß alle meine Kräfte
und all mein Wirken dem Wohle unseres geliebten
Vaterlandes zu weihen . Dank des außerordentlichen
Wohlwollens des Sultans , als Souverän , wird die bis¬
her unbestimmte internationale Stellung Bulgariens nun¬
mehr festgestellt. Der bei den Großmächten zum Zwecke
der Anerkennung des gegenwärtigen Standes der Dingein Bulgarien unternommene Schritt hat , wie bereits
bekannt , eine günstige Aufnahme gefunden . Diese er¬
freuliche Lösung der internattonalen Krise , in der sich
unser Staat seit vielen Jahren befunden , verdanken wir
nicht minder dem besonderen Wohlwollen des Kaisersaller Reußen , Nikolaus , für Bulgarien . Dank dieser für
uns kostbaren Gefühle hat der Kaiser von Rußland dem
bulgarischen Fürstenhause die Gnade erwiesen , vor dem
heiligen Altar die Pathenschaft bei unserem ältesten
Sohne , dem Thronfolger von Bulgarien , Prinzen Boris ,dem Prinzen von Tirnowo , zu übernehmen und die unter¬

brochen gewesenen politischen Beziehungen zwischen Ruß¬land uud Bulgarien zu erneuern . Zum Schluß seinerRede wiederholte Prinz Ferdinand seinen Dank und
wünschte den Deputirten eine glückliche Heimkehr .

Neueste Nachrichten und Telegramme .* Berlin , 17 . Febr . Der Reichskanzler Fürst
zu Hohenlohe ist heute Vormittag 8 ' / , Uhr nach Wien
abgereist .

* Berlin , 17 . Febr . Die Reichstagskommission
für das Bürgerliche Gesetzbuch trat heute zusammenund beschloß , in dieser Woche vier Sitzungen abzuhalten ,
nämlich heute , Mittwoch Vormittag , Donnerstag Abend
und Freitag Vormittag . Die Kommission nahm 8 1 des
ersten Buches , „ Rechtsfähigkeit der Menschen " an .

'
* Berlin , 17 . Febr . Der Vereinstag des Nau¬

tischen Vereins wählte Kommerzienrath Sartori zum
Vorsitzenden wieder . Staatssekretär v . Bo etlicher er¬
klärte , das bei den Verhandlungen über den Tarif des
Kaiser -Wilhelm -Kanals sich ergebende Material würde bei
der weiteren Berathung benutzt werden . Dahlström
sprach für die Festsetzung des Kanaltarifs je nach der
Ladung . Jonquißre empfahl den Antrag Nolte - Ham -
burg , die Abänderung des Kanaltarifs auf drei Jahre zu
verschieben. Nolze - Bremen sprach sich gegen die Aus¬
führungen Dahlström 's aus .

* Berlin , 17 . Febr . Die „ Nordd . Allg . Zeitung " be"
merkt zu dem Vorschläge Spohn , betreffend die ge"
schäftliche Behandlung des Bürgerlichen Gesetzbuches in
der Kommission : Wenn die Kommission ihrer Arbeit die¬
ses Programm unterlege und außer gutem Willen auchdie That vorhanden ist , so ist die Hoffnung berechtigt ,
daß die Kommission so rechtzeitig die Arbeiten abschließt ,um die Erledigung des großen Gesetzgebungswerkes im
Plenum zu ermöglichen . — Der Bundesrath wird am
Donnerstag die fünfundzwanzigjährige Wiederkehr des
Tages , an welchem der Bundesrath des Deutschen
Reiches die erste Sitzung hielt , durch ein Festmahl be¬
gehen .

* Berlin , 17 . Febr . Der Aufsichtsrath der Dresde¬
ner Bank schlägt eine Dividende von 8 Prozent vor -
Die vorgelegte Bilanz ergibt einen Reingewinn von
13 671 2 3 Mark .

* Berlin , 17 . Febr . Die „ Nationalzeitung " veröffent¬
licht eine Erklärung des Grafen Ernst zur Lippe -
Biest erfeld bezüglich des Bundesrathsbeschlusses , die
Erledigung des Lippe'schen Erbsolgestreites auf schiedsrich¬
terlichem Weg anzurathen . Graf Ernst erklärt sich bereit ,
für sich und seine erbherrliche Linie ein Schiedsgericht
anzunehmen , und erachtet das Reichsgericht dafür am
meisten für geeignet, ist aber ebenso einverstanden damit ,daß ein höherer ordentlicher Gerichtshof um Entscheidung
angegangen werde.

* Breslau . 17 . Febr . Kardinal -Fürstbischof vr . Kop p
ist gestern Abend auf ausdrücklichen Wunsch des Papstes
nach Rom abgereist .* Kaltowitz , 17 . Febr . Von den fünf in der Königin
Louisengrube verschütteten Bergleuten sind bisher ein
Todter , ein leicht und ein schwer Verletzter aufgefunden .
Die Rettungsarbeiten werden fortgesetzt.* Wicu , 17 . Febr . Der Stellvertreter des Gene¬
ralsekretärs der Nordbahn , Kunewalder , hat sich im Cen¬
tralbade erschossen . Das Motiv ist unbekannt .

* Prag , 17 . Febr . Die Theilnehmer einer von 8000
Arbeitern besuchten Versammlung , welche gegen die Wahl¬
reform demonstrirten , versuchten, in die schmalen Gassender Altstadt einzudringen und warfen die Sicherheits¬
wache, welche sie zurückdrängen wollte , mit Steinen . Die
Polizei machte schließlich von der Waffe Gebrauch und
zerstreute die Ruhestörer . Sechs Personen wurden ver¬
haftet .

* London , 17 . Febr . Reutermeldung . Erzherzog
Franz Ferdinand von Oesterreich, auf dessen Gesund¬
heitszustand der Aufenthalt in Assuan einen sehr heilsamen
Einfluß ausgeübt hatte , begab sich bekanntlich vor drei
Wochen nach Luxor , um daselbst mit seinen Eltern und
Geschwistern zusammenzutreffen . Von dort kehrten die
Herrschaften nach Assuan zurück . Der Erzherzog Franz
Ferdinand soll künftigen Sonntag in Kairo eintreffen und
daselbst bis Mitte März Aufenthalt nehmen.* London , 17 . Febr . Die „Times melden aus Kobe
vom 14 . d . M . : In der Nacht zum 10 . d . M . gingen200 russische Marinesoldaten in Chemulpo an Land und
marschirten nach Soeul . Der König von Korea verließ
heimlich den Palast und begab sich nach der russischen
Gesandtschaft , von wo aus er die koreanischen Ministerdes Verrathes für schuldig erklärte. Zwei Minister wurden
hmgenchtet , die übrigen ergriffen die Flucht . Der Taiwen -
kung wird auf der Gesandtschaft gefangen gehalten . Ein
Antijapanisches Ministerium wurde ernannt . In Japan
zeigt sich Erbitterung ; ein Kabinetsrath wurde abgehalten ,an dem verschiedene Vertreter der Militärbehörden theil -
nahmen . Es heißt , der russische Gesandte habe dem Königenur auf dessen Verlangen Schutz gewährt .* London , 17 . Febr . Die „ Times " melden aus St .
Jago vom 15 . K : Eine Reihe von Besprechungen zwi¬
schen dem Gesandten von Argentinien und dem chilenischen
Minister des Auswärtigen führte zu einem Uebereinkom -
men auf der Grundlage der Erledigung der Grenzstreitig¬
keiten und der Abtretung des Gebietes von Puna de Ata¬
cama . Diese beiden Fragen werden nunmehr als endgiltig
beigelegt bettachtet . — Dasselbe Blatt meldet aus Kap¬
stadt vom 16 . d : Mehrere englische Husarenoffiziere sind
von Pietermaritzburg uach Rhodesia abgegangen , um , wie
man annimmt , von Regierungswegen den Befehl über die
Polizei der Chartered Company zu übernehmen .

Verantwortlicher Redakteur : Julius Katz in Karlsruhe .
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In unserem Verlag ist erschienen :

Vom Erfinden .
Eine Untersuchung über die Bedingungen nützliche

Erfindungen zu machen und deren Verrverthung
von

Hofrath Professor vr . H . Mridinger .

Preis 1 Mark.

„Was in vorliegender Broschüre über Erfinden, Erfindungen und
die Berwerthung der Erfindungen gesagt ist , verdient in unserer
„findigen " Zeit allgemeiner bekannt zu werden. Viel Geld und Arbeit,
die jetzt aus Unerfahrenheit und Eigensinn verschwendet werden, könnten
dann gespart werden." V

Im Unterzeichneten Verlage erschien :

Bericht -es Sechsten
EvangeUsch -joMen Kongreßes,

aögohatten zu Erfurt
am 5 . und 6 . Juni 1895 .

B .652 .3. Preis Mark 2 .-

Zu beziehen durch alle Buchhandlungen oder durch die
Verlagshandlnng direkt .

Hart Heora Wiegcrndk ,
Berlin 8 . 42 , Brandenburgstraße 33 .

Umtausch derActien der DeutschenAmon Lank
in Actien der Pfälzischen Dank.

In Gemäßheit der Beschlüsse der außerordentlichen Generalversammlungen
der unterfertigten Banken vom 23 . Dezember 1895 werden die Actionäre der
Deutschen Union - Bank unter Androhung des Verlustes ihrer Rechte hierdurch
aufgefordert , ihre Acticn mit Dividenden- Coupons pro 1896 u . ff. und Talon
nebst einem doppelten Nummernverzeichniß, wozu Formulare von den Ein¬
lieferstellen zu beziehen sind, innerhalb einer Präklusivfrist vom 5 . Februar bis
18. März incl. bei den Effectenkassen der Pfälzischen Bank in Ludwigshafen a.
Rh . , Frankfurt a . M . und Mannheim behufs Umtausches in Pfälzische Bank-
Actien einzuliefern. Auf je Mark 4800 Actien der Union-Bank entfallen Mark
3600 Actien der Pfälzischen Bank mit Dividendenberechtigungab 1 . Januar 1896 .

Das zurückzugebende Duplicat des Nummernverzeichnisses dient als
Quittung . Die Compenfirung der sich ergebenden Spitzen vermittelt die Pfäl¬
zische Bank. Die Aushändigung der Actien der Pfälzischen Bank findet acht
Tage nach Ablauf obiger Präklusivfrist statt.

Die gegen nicht eingelieferte und nicht ausgleichbare Actien der Union-Bank
daledirenden Pfälzischen Bank-Actien werden durch einen vereideten Makler an
der Frankfurter Börse verkauft und cs wird der Erlös bet der Badischen Bank

Mannheim hinterlegt . B .712 .3
Ludwigshafen a. Rh . und Mannheim, 31 . Januar 1896 .
Pfälzische Bank. Deutsche Union-Bank.
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1llr»«4r! ,te » WusronvenLeioliitl «« xruti « 4r»» vo.
Fretburg . In) .2 . Nr . 2837 .»silsgogiuin Nsusnliviiii . . , , , ,

kffv . lvleioe » ksosiooat . bk . kt. Voll . mögen des Bankiers Hermann Ried¬
matter in Freiburg i. B . ist in Folge
eines von dem Gemeinschuldner gemachL 14 .1 . Bei der Fürstlich Fürsten ^ ^ ^ ^ ^

bergischen Kammer in Donaueschiugen ten Vorschlags zu einem Zwangsverist die Stelle eines gleiche Beraleichstermin aufSekretärs gleiche Vergleichstermin auf
! Freitag den 13 . März 1896,

. .. .. . ! Vormittags 10 Uhr ,mit einem wmenschastllch gebildeten dem Großh . Amtsgericht Hierselbst,Kameralisten zu besetzen, welcher die Zimmer Nr . 81^ anberaumt.Prüfung für den höheren Flnanzdienst ^
Freiburg , den 14. Februar 1896 .bestanden hat .̂ Anfangsgehalt 3000 Frey ,Bewerber wollen ihre Zeugnisse nebst

Lebenslauf bei der Fürstlich Fürsten -
Lergischen Kammer einretchen ._

Bürgerliche Rechtsstreite.
Killkurse.

W .l . Rr . 2911. Freiburg . In
dem Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Hutmachers Emil Wagner
in Freiburg ist zur Prüfung der nach¬
träglich angemeldetenForderungen Ter¬
min auf

Samstag den 29. Februar 1896,
Vormittags 11 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgericht Hierselbst,
Zimmer Nr . 81 , anberaumt .

Freiburg , den 15 . Februar 1896 .
Frey ,

Gerichtsschreiber Großh . Amtsgerichts.

Gerichtsschreiber Großh . Amtsgerichts.
W .3 . Nr . 3687 . Schwetzingen -

In dem Konkursverfahren über das
Vermögen des Philipp Hauck , Cigarren¬
fabrikanten in Edingen, ist nochmaliger
Zwangsvergletchstermin auf

Mittwoch den 4 . März 1896,
Vormittags 9 '/z Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgericht Hierselbst
bestimmt .

Schwetzingen , 15 . Februar 1896 .
Der Gerichtsschreiber :

Maurer .
W .4 . Nr . 2624 . Baden - Baden .

In dem Konkursverfahren über das
Vermögen der Aktiengesellschaft „Port -
landcementwerkL chemische Fabrik (vorm.
Hoffmann) A.G . Oos (Baden) in Oos

Gemeinde Kupprichhauscu . Amtsgerichtsbezirk Voxberg..
OeffentLiche Aufforderung

zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs - und
Unterpfandsrechten.

Diejenigen Personen, zu deren Gunsten Einträge von Vorzugs - und Unter¬
pfandsrechten länger als 30 Jahre in den Grund - oder Unterpfandsbüchern der

Gemeinde Kupprichhauscu , Amtsgerichtsbezirk Boxberg,
eingeschrieben sind, werden hiermit auf Grund des Gesetzes vom 5 . Juni 1860 ,die Bereinigung der Unterpfandsbücher betreffend (Reg.-Bl . S . 213 ), und des
Gesetzes vom 28. Januar 1874, die Mahnungen bei diesen Bereinigungen betr.
(Ges .- u . V .-Bl . S . 43), aufgefordert, die Erneuerung derselben bei dem unter¬
fertigten Gewähr- oder Pfandgerichte unter Beobachtung der in K 20 der Boll-
zugsverordnung vom 31 . Januar 1874 (Ges .- u . B .-Bl . S . 44) vorgeschriebenen
Formen nachzusuchen , falls sie noch Ansprüche auf das Fortbestehen dieser Ein¬
träge zu haben glauben, und zwar bei Vermeidung des Rechtsnachtheils, daß die

innerhalb sechs Monaten nach dieser Mahnung
nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden.

Dabei wird bekannt gemacht , daß ein Berzeichniß der in den Büchern
genannter Gemeinde seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge
in dem Gemeindehause zur Einsicht offen liegt und daß diese öffentliche Verkün¬
digung der Mahnung als Zustellung an alle , auch die bekannten Gläubiger gilt.

Kupprichhausen , den 15 . Februar 1896 . W2I .
Das Gewähr- und Pfandgericht. Der Bereinigunaskommissär:

_ Hönninger , Bürgermstr . ^ A . Kilian , Rathschrbr._
wurde der Terniin zur Prüfung der , Erbeiutorisuug.
angemeldeten Forderungen vom 25 . k- ! B .846 .2. Nr . 1462 . Konstanz . Die
Mts . verlegt auf , Witwe des zu Konstanz verstorbenen

Freitag den 27 . März 1896 , Oberschaffners Raimund Günther ,
Vormittags ' . 10 Uhr . j Maria , geb. Perron in Meersburg , hat

B -Baden, den 8 . Februar 1896 . " um Einweisung in Besitz und Gewähr
Der GerichtsschretberGr . Amtsgerichts : . des Nachlasses ihres genannten verstor-

Lutz . ! denenMannes nachgejucht . Diesem An-
BermiiatllSäbsiwdcrntla . ! trag wird entsprochen , wenn nicht binnen

W10 . Nr . 1765 . Freiburg . Die ' Vier Wochen Einwendungen dagegen
Ehefrau des Steinhauers Johann , erhoben werden . Konstanz , den 7 . Fe-
Lohmüller , Anna, geborne Gsell in bruar 1896 . Der GerichtsschretberGr .
Löffingen , hat gegen ihren Ehemann Amtsgerichts : A . Burger .
Klage auf Bermögensabsonderung bet HandelSrezister -Emträgk.
der IV . Civilkammer des Großh . Land- B .868 . Nr . 6546. Heidelberg ,
gerichts Freiburg erhoben und ist Ter - Zu O .Z . 570 Band ll des Firmenre -
min zur Verhandlung dieser Klage auf gisters wurde eingetragen:

Die Firma „E . Schlechter " in
Heidelberg .

Inhaberin ist die von ihrem Ehe-
„ ^ manne zum Betrieb des Handelsgewer-Der Gerichtsschreiber Gr . Landgerichts: j des ermächtigte Ehefrau des Kürschners

Mittwoch den 22 . April d . I . ,
Vormittags 9 Uhr ,

bestimmt .
Freiburg , den 13. Februar 1896 .

Schäfer .
W .9 . Nr . 1953 . Freiburg . Die

Ehefrau des Geometers Paul Gottlob
Merkle , Anna , geb. Stroebele hier,
hat gegen ihren Ehemann Klage auf
Vermögensabsonderung bei der iv . Ci¬
vilkammer des Großh . LandgerichtsFrei¬
burg erhoben und ist Termin zur Ver¬
handlung dieser Klage auf

Mittwoch , den 22 . April d . I .,
Vormittags 9 Uhr ,

bestimmt . *
Freiburg , den 13 . Februar 1896 .

Der Gerichtsschreiber Gr . Landgerichts:
Schäfer .

B .928 . Nr . 1411 . Mosbach . Die
Ehefrau des Landwtrths Martin Michel ,Maria Eva, geborne Schümm von Hof
Marstadt , Gemeinde Meffelhausen, ver¬
treten durch Rechtsanwalt Neumann in
Mosbach, klagt gegen ihren Ehemann
mit dem Antrag , sie für berechtigt zu
erklären, ihr Vermögen von demjenigen
ihres Mannes abznsvndern.

Termin zur mündlichen Verhandlung
vor der Civilkammer i >. des Großh . Land¬
gerichts hier wird bestimmt ans

Samstag den 11 . April 1896 ,
Vormittags 9 Uhr .

Dies wird zur Kenntnißnahme der
Gläubiger öffentlich bekannt gemacht .

Mosbach, den 8 . Februar 1896 .
Der Gerichtsschreiber

des Großh . bad . Landgerichts:
Hollerbach .

B940 . Bruchsal . Durch Urtheil
Großh . Amtsgerichts Bruchsal vom 5 .
Februar l . Js ., Nr . 3089 , wurde die
Ehefrau des Müllers Franz Jung -
hans , Anna, geb . Schenk in Oden¬
heim, für berechtigt erklärt, ihr Ver¬
mögen von demjenigen ihres Eheman¬
nes abzusondern.

Bruchsal, den 7 . Februar 1896 .
Der GerichtsschretberGr . Amtsgerichts :

Rissel .
Freiwillige Gerichtsbarkeit.

Namensänderungen.
B '970 . Karlsruhe . Georg Ludwig

Mayer , geboren am 1 . Oktober 1847
zu Mannheim , hat um die Erlaubniß
nachgesucht, seinen und den Familien¬
namen seiner am 21 . April 1877 zu
Mannheim geborenen Tochter Martha
Mechtild Mary Mayer in „Mayer -
Do ß" umändern zu dürfen.

Etwaige.» Einsprachen gegen die Be¬
willigung dieses Gesuchs sind binnen
drei Wochen dahier einzureichen .

Karlsruhe , den 13 . Februar 1896 .
Ministerium

der Justiz , des Kultus und Unterrichts.
In Vertretung :
v . Neubronn .

Dietsche .
ag.

V .808 .2 . Nr . 4206. Pforzheim .
Die Witwe des Goldarbeiters Philipp
Heinkel , Magdalena , geb. Kästner in
Weiler, hat um Einweisung in Besitz
und Gewähr des Nachlaßes ihres Ehe¬
mannes gebeten .

Diesem Gesuche wird stattgegeben
werden, wenn nicht binnen

drei Wochen
begründete Einsprache erhoben wird.

Pforzheim, den 30 . Januar 1896 .
Großh . bad. Amtsgericht,

gez. Schopf .
Dies veröffentlicht:

Der Gerichtsschreiber:
C. Beck.

Erbemweisuua

Peter Schlechter, Emma geb . Englert
dahier. Durch Urtheil Großh . Land¬
gerichts Mannheim vom 3 . November
1894 wurde diesebe für berechtigt erklärt,
ihr Vermögen von dem ihres Ehe
mannes abzusondern. Dem Ehemann
Peter Schlechter dahier ist Prokura
ertheilt.

Heidelberg , den 4 . Februar 1896 .
Großh . Amtsgericht.

Reich ardt .
Strafrechtspflege.

Ladung .
V .893 .2. Nr . 1867 . Breiten .
1 . Der am 9. August 1859 zu Gon¬

delsheim geborene und zuletzt da¬
selbst wohnhaft gewesene Gärtner
Friedrich Specht ,2 . der am 6 . April 1863 zu Leon¬
bronn geborene , zuletzt in Neibs-
heim wohnhaft gewesene Landwirth
Karl Walter

werden beschuldigt , als beurlaubte Re¬
servisten ohne Erlaubniß ausgewandert
zu sein,

Uebertretung gegen § 360 Nr . 3 des
Strafgesetzbuchs.

Dieselben werden auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf

Mittwoch den 13 . Mai 1896 ,
Vormittags 8 / Uhr ,vor das Großh . Schöffengericht Bretten

zur Hauptverhandlung geladen .
Bei unentschuldigtemAusbleiben wer¬

den dieselben auf Grund der nach § 472
der Strafprozeßordnung von dem Kgl .
Bezirkskommando zu Bruchsal ausge¬
stellten Erklärungen verurtheilt werden.

Bretten , den 5 . Februar 1896 .
Schwab ,

Gerichtsschreiber des Gr . Amtsgerichts.
Urrheilseröffullug.

V898 . UI . J .-Nr . 18 . Rastatt .
Durch kriegsgerichtliches Erkenntniß
vom 31 . August 1895 , 1 . Februar 1896
sind der Musketier der 11 . Kompagnie
Infanterie -Regiments von Lützow ( 1.
Rhein.) Nr . 25 Karl Eduard Gastiger
aus Jngersheim , Kreis Rappoltswetler ,und der Musketier der 4. Kompagnie
Infanterie -Regiments Markgraf Ludwig
Wilhelm (3 . Bad .) Nr . 111 Friedrich
Epp aus Brötzingen, Amt Pforzheim,
im Abwesenheitsverfahren für fahnen¬
flüchtig erklärt und in eine Geldbuße
von je 150 M . verurtheilt worden.

Rastatt, den 11 . Februar 1896 .
Königl . Kommandantur -Gerich t.

Vermischte Bekanntmachungen.
B .832 .2 . Nr . 635 . Heidelberg .

Vergebung non
Bau - Arbeiten .

Für den Neubau einesAmtsgerichts¬
gebäudes in Sinsheim a . Elf. sollen
nachstehende Bauarbeiten im Wege des
öffentlichen Angebotes vergeben werden:

1 . Bodenbedeckung mit Thonfließen.
2 . Verputz - und Gypserarbeit.
3 . Schreinerarbeit .
4 . Parketböden.
5 . Glaserarbeit.
6 . Schlofferarbeit.
7 . Tüncherarbeit.
8. Tapetenlieferung.
9 . Tapezierarbeit.

10 . Pflästererarbeit .
Arbeitsauszüge und Bedingungen kön¬

nen gegen portofreie Einsendung von
50 Pf . von heute an auf dem Baubüreau
in Sinsheim (Gasthaus zum Bäreu ,

ll . Stock ) in Empfang genommen wer¬
den , woselbst auch die Pläne zur Ein¬
sicht aufgelegt sind . Die auf Einzel¬
preise zu stellenden Angebote sind spä¬
testens bis

Dienstag de« 25 . Februar,Abends 6 Uhr ,
postmäßig verschlossen , mit entsprechen¬
der Aufschrift versehen , bei Unterzeich¬
neter Stelle einzureichen . Die Aus¬
wahl unter den Bewerbern bleibt Vor¬
behalten.

Heidelberg, den 10 . Februar 1896 .
Großh . Bezirksbauinspektton.

V .934.2. Nr . 621 . Singen .

Großh. Bad. Staats-
Eisenbahnen.

Di : Lieferung und Aufstellung des
Eisenwerks

» . der Klingenbachbrücke Kw 346 ' /z bet
der Station Erztngen,

b . der Seltenbachbrücke Km 348'/, bei
der Station Wilchingen,

c . der Wegunterführung Km 356 /̂, bei
der Station Beringen,

ö . der Wegunterführung Km 359 ' ,,
zwischen Beringen und Neuhausen,

im Gesammtgewicht von beiläufig
20550 Kilo Schmtedeisen und

1100 „ Gußeisen,
soll im Wege öffentlicher Verdingung
Vergeben werden.

AngeboteaufjelVO Kilo Schmiede -
«nd Gußeisen der fertig montirten
Eisenkonstruktton mit der Aufschrift
„Lieferung von Eisenkonstruktionen für
die Bahnstrecke Erzingen-Schaffhausen"
versehen , sind portofrei längstens bis
zum 1. März d. I ., Vormittags 11
Uhr , auf meinem Geschäftszimmer ein¬
zureichen , woselbst Zeichnungen und Be-
dingnißheft zur Einsicht aufliegen. Be¬
dingungen werden nicht verabreicht, da¬
gegen können durch Ueberdruck verviel¬
fältigte Zeichnungen der Eisenkonstruk¬
tionen gegen Einsendung von 1 Mark
20 Pfg . bezogen werden.

Zuschlagsfrist 14 Tage .
Singen , den 12 . Februar 1896 .

Der Großh . Bahnbauinspektor.

Holzversteigerunq.
B .1000 .1 . Nr . 284. Die Großh . Be¬

zirksforstei Bade « versteigert mit un¬
verzinslicher Borgfrist bis 1 . September
1896
Montag den 24 , Februar d. I ..

Vormittags 9 Uhr
beginnend, auf dem Badener alten Schloßaus den Domänenwaldabtheilungen 1,1
Sophienruhe , > 3 Balzenberg, I 4 Kalk¬
ofenrain, 11 9 Bickelforst, 1110 Röthel¬
hang :

13 Buchen, 1 Eiche II . , 26 III . , 44
IV. Kl . , 20 Nadelholzgerüststangen, 50
Hopfenstangen I ., 30 ii ., 150 III ., 510
I V . Kl , 2260 Rebstecken, 5660 Bohnen¬
stecken, 34 Ster Nadelholznutzrollen, 170
Ster buchene Scheiter ln , 14 III . Kl.,12 Ster eichene Scheiter ll ., 4 III . Kl .,8 Ster gemischte Scheiter ll . Kl . , 23
Ster Nadelscheiter II . , 192 Ster III .
Kl ., 12 Ster buchene Prügel ! ., 178 II.
Kl . , 4 Ster eichene, 21 Ster gemischte
Prügel II . Kl . , 6 Ster Nadelprügel I .
Kl ., 146 Ster 16 Kl ., 50 buchene, 2250
gemischte, 4325 Nadelholzwellen, 6 Loose
Schlagraum und 7 Loose unaufbereite-
tes Stockholz .

Die Forstwarte Bolz in Baden,
Westermann in Badenscheuern und
Eller in Ebersteinburg zeigen das Holzvor , auch fertigen sie auf Verlangen
Auszüge aus den Aufnahmslisten.

MS«

W .12 . Achern .

Liegenschafts - Ver¬
steigerung .

Aus der Verlaffen-
' schaft der Philipp
, ErnstEhefrau,Bero -

- - nika Scholastika, geb.
Riehle von Sasbach , werden der Erb -
theilung wegen mit obervormundschaft¬
licher Genehmigung folgende Liegen¬
schaften der Gemarkung Sasbach am
Montag den 24 . Februar 1896 ,

Nachmittags 2 Uhr ,im Rathhaus zu Sasbach öffentlich zu
Eigenthum versteigert, wobei der Zu¬
schlag erfolgt , wenn der Anschlag oder
mehr geboten wird.

Lgb . Nr . 12 :
6 Ar 21 Meter Hofraithe,

77,4 Meter Gemüsegarten,im Ortsetter Sasbach gelegen . Auf der
hofraithe befindet sich ein zweistöckiges
Lohnhaus und Balkenkeller, mit Real-
wirthschaftsgerechtigkeit zum Rebstock,eine anderthalbstöckige Scheuer und Stal¬
lung,-

Das zum Wohnhaus gehörige Mark¬
loos, bestehend in :

Lgb . Nr . 113 : 32 Ar 58 Meter Acker
und Wiese, Gewann Heid .

Lgb . Nr . 277 : 21 Ar 15 Meter Wiesen ,Gewann Drei Viertel.
Lgb . Nr . 543 : 10 Ar 94 Meter Wiesen ,Gewann Viertel.
Zusammen taxirt zu 11000 M.

Elfmusend Mark.
Die Bedingungen werden vor der

Versteigerung bekannt gemacht und kön¬
nen bei mir eingesehen werden.

Achern , den 10 . Februar 1896 .
Großh . Notar :

Liehl .
Druck und Verlas der G . Braun ' icb , aikrnckprei in Karlsruhe .
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